
für die Verletzung des Strafgesetzes einzustehen und 
die angedrohte Strafe auf sich zu nehmen. Es liegt auf 
der Hand, daß Geräts diese Problematik dem Leser 
nicht verschweigen durfte und darauf hinweisen mußte, 
daß diese von der Wissenschaft vorgenommene inhalt­
liche Differenzierung zwischen der Verantwortung der 
Bürger und der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Verbrechers nur einen V e r s u c h  darstellt, qualitativ 
verschiedene Erscheinungen begrifflich zu erfassen und 
zu trennen. Vor allem hätte er sich um den Nachweis 
bemühen müssen, ob diese beiden Wörter wirklich ver­
schiedene Erscheinungen charakterisieren k ö n n e n .  
„Verantwortung“ und „Verantwortlichkeit“ werden oft­
mals synonym gebraucht, so daß die unterschiedliche 
Verwendung dieser Begriffe immerhin bedenklich er­
scheint. Dieser Mangel zeigt sich vor allem bei dem 
mißglückten Versuch des Verfassers auf S. 21, den Be­
griff der Verantwortung mit der Formel: „Verantwort­
lich sein für ... “ und den der Verantwortlichkeit mit 
der Formel: „Verantwortlich machen f ü r . . . “  zu er­
klären. Dabei weist im übrigen die letzte Formel gar 
nicht mehr auf die Verantwortlichkeit des Verbrechers, 
sondern auf eine Tätigkeit der Justizorgane hin, die 
mit der Verantwortlichkeit des Verbrechers nicht identi­
fiziert werden darf.

Bei der Behandlung des Klassencharakters der Verant­
wortung sind dem Verfasser grobe politische Fehler unter­
laufen. So sieht er sie nur sehr einseitig, wenn er sie nur 
unter dem Gesichtspunkt des von den Kapitalisten zum 
Verbrechen gestempelten Freiheitskampfes des Proleta­
riats behandelt. Er beachtet nicht, daß die Masse der im 
Kapitalismus begangenen Verbrechen mit dem revolu­
tionären Kampf des Proletariats und der Patrioten 
nichts zu tun haben. Dadurch simplifiziert er den 
Klassencharakter der strafrechtlichen Verantwortung 
und unterstützt die reaktionäre These der „Soziologen“, 
daß sich die Masse der Verbrecher aus dem Proletariat 
rekrutiere. Der Verfasser stellt nicht die Verlogenheit 
der bürgerlichen Verantwortlichkeitsprinzipien heraus, 
die sich insbesondere an der Tatsache zeigt, daß die 
von den Kapitalisten mit Gewalt aufrechterhaltene Ge­
sellschaftsordnung selbst die widerwärtigsten Verbre­
chen mit innerer Gesetzmäßigkeit hervorbringt, für die 
der Kapitalistenstaat pharisäerhaft eine Verantwort­
lichkeit des Verbrechers konstatiert. Weiter stellt der 
Verfasser die These auf: die Werktätigen und Friedens- 
kämofer in den imperialistischen Staaten ..können nicht 
gemäß der wirklichen Verantwortung handeln, ohne die 
ihnen auferlegte staatliche Verantwortung zu ver­
letzen ... Auch die Kämpfer gegen die Remilitarisie­
rung handeln entsprechend ihrer wirklichen Verantwor­
tung vor dem deutschen Volke und geraten deshalb in 
Widerspruch zu der Verantwortung, die der wieder­
erstehende deutsche Imperialismus ihnen aufzuerlegen 
sucht“ (S. 14). Mit. diesen oberflächlichen Verallge­
meinerungen behauptet Geräts, der Kampf der Werk­
tätigen und Friedenskämpfer könnte nur unter Durch­
brechung der Gesetze des imperialistischen Staates ge­
führt werden. Damit tritt er in Widerspruch zu der 
wichtigen politischen Erkenntnis, daß die Werktätigen 
aller kapitalistischen Länder ihren gerechten Kampf auf 
der Grundlage der Gesetzlichkeit führen und die demo­
kratischen Grundrechte des Volkes gegen die imperia­
listische Willkür verteidigen. Mit seiner These unter­
stützt Geräts insbesondere die verlogenen Behauptun­
gen der Adenauer-Regierung, daß der Kampf der west­
deutschen Patrioten und Friedenskämpfer verfassungs- 
und rechtswidrig sei.

Ein weiterer wesentlicher Mangel der Arbeit 
Geräts’ ist eine äußerst unklare Begriffsverwendung. 
Sie steigert sich z. B. bei dem von ihm häufig 
verwendeten Begriff „Begründung der Verantwort­
lichkeit“ zur Begriffsverwirrung. Der Verfasser ver­
wendet diesen Begriff oft im Sinne von E n t s t e h u n g  
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Nur in diesem 
Sinne darf der Begriff „Begründung“ der Verantwort­
lichkeit verwendet werden. Nach Geräts’ Arbeit kann 
man sich aber unter „Begründung der Verantwortlich­
keit“ vorstellen, was man will. Richtig sagt er auf 
S. 39: „Allein die Handlung, welche die Merkmale 
eines Tatbestandes erfüllt, ist rechtswidrig und kann 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen“. Hier­
nach muß also erstens eine Handlung vorliegen, die 
zweitens alle objektiven und subjektiven Merkmale 
eines Verbrechenstatbestandes verwirklicht und dem­
nach drittens gesellschaftsgefährlich, rechtswidrig und 
strafbar ist,,um eine strafrechtliche Verantwortlichkeit

zu begründen. Auf S. 37 stellt Geräts allerdings mit der 
gleichen Bestimmtheit fest, daß die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit „ a l l e i n  (von uns gesperrt) durch das 
Gesetz begründet wird; desgleichen spricht er auch auf 
S. 51 und 58 von „Begründung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit allein und ausschließlich durch die Ge­
setze“. Hiernach entsteht die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit, ohne daß überhaupt eine Handlung, ge­
schweige denn eine tatbestandsmäßige Handlung vor­
zuliegen braucht, „allein und ausschließlich durch das 
Gesetz“. Diese unhaltbare Konsequenz ist von Geräts 
sicherlich nicht beabsichtigt worden, hätte aber von 
ihm bei solch apodiktischen Thesen berücksichtigt wer­
den müssen. Dieser Fehler, der auf der Verwechslung 
der von ihm selbst definierten Begriffe der Verantwor­
tung und Verantwortlichkeit beruht, wäre nicht er­
wähnenswert, weil diese Konsequenz wohl kaum je­
mand in der Praxis ziehen würde. Er ist aber be­
zeichnend für die Ungenauigkeit des Verfassers in 
wissenschaftlicher Hinsicht, der diesen Begriff „Be­
gründung“ noch in einem dritten und dazu sehr ge­
fährlichen Sinn verwendet. Auf S. 34 stellt er nämlich 
kategorisch fest: „Die Begründung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist . . . n u r (von uns gesperrt) durch 
die Prüfung der Tatbestandsmäßigkeit möglich“. Also 
nicht durch die Begehung einer verbrecherischen Hand­
lung entsteht die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
eines Menschen in der Deutschen Demokratischen Re­
publik, sondern durch die Tätigkeit des Juristen! Diese 
Auffassung findet sich weiter auf S. 36, wo der Ver­
fasser der Begründung der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit eine „erzieherische Wirkung“ beimißt, auf 
S. 44, wo „im Vordergrund des Prozesses die Begrün­
dung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit“ steht; auf 
,S. 33 und 51 nimmt die Begründung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit der demokratische Jurist 
vor, und auf S. 86 betrachtet Geräts „die Tätigkeit der 
Begründung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von 
allen anderen richterlichen Tätigkeiten losgelöst“. Der 
Verfasser scheint hier die F e s t s t e l l u n g  bzw. Un­
t e r s u c h u n g  der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
zu meinen. Seine Formulierungen sind aber nicht weit 
von der Auffassung entfert, daß eine Handlung erst 
durch diverse normativistische „Werturteile“ des Rich­
ters zum Verbrechen und damit auch zum Gegenstand 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit wird — eine 
reaktionäre imperialistische Theorie, die der Verfasser 
selbst in Teil D seiner Arbeit leidenschaftlich bekämpft 
und entlarvt. Um das Eindringen „normativistischer“ 
Gedankengänge in unsere Praxis und Wissenschaft un­
möglich zu machen, hätte sich der Verfasser neben der 
Entlarvung dieser Theorien auch selbst um klare, ein­
deutige Begriffe bemühen müssen. Er nimmt es aber 
in seiner Schrift mit der Verwendung und Formulie­
rung von Begriffen nicht immer genau und leistet da­
mit der reaktionären imperialistischen Strafrechtsideo­
logie Vorschub. Wir schlagen dem Verfasser vor, für 
die zuletzt genannten Fälle den Begriff „Feststellung“ 
oder „Untersuchung“ der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit zu verwenden.

Der theoretische Kampf des Verfassers gegen die 
„normativistischen“ Lehren wird übrigens auch an ande­
rer Stelle durch seine praktischen Ratschläge wieder 
entkräftet bzw. sogar aufgehoben. So sagt er auf S. 72: 
„Ist die Gesinnung gefährlicher als die Tat, so mag 
sie bei der Strafzumessung berücksichtigt werden, aber 
als Handlung ist sie nicht in Erscheinung getreten.“ 
Durch diese Formulierungen zeigt der Verfasser, daß 
er — obwohl er theoretisch gegen die Schlußfolgerun­
gen der imperialistischen Theoretiker ist — praktisch 
nichts gegen eine willkürliche Strafzumessung einzu­
wenden hat. In den „Debatten über das Holzdiebstahl­
gesetz“, die vom Verfasser eine Seite später selbst 
zitiert werden, sagt M a r x :

„Die Aufgabe besteht darin, die Strafe zur wirk­
lichen Konsequenz des Verbrechens zu machen. Sie 
muß dem Verbrecher als die notwendige Wirkung 
seiner eigenen That, daher als s e i n e  e i g e n e  
T h a t  erscheinen. Die Grenze seiner Strafe muß 
also die Grenze seiner That sein.“*)

Nach Geräts soll aber nicht die Tat über das Maß 
der Strafe entscheiden, sondern eine gefährliche Ge­
sinnung, die nicht in die Tat eingegangen ist. Damit

i) Beiblatt zu Nr. 298 der Rheinischen Zeitung vom 25. Ok­
tober 1842, Sp. 3.
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